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„Mit der CDU wird es 
wieder besser" 

•^ieCDU NRWistgutdrauf. 
«Ir sind geschlossen. Wir 
S|nd programmatisch gut 

vorbereitet. Unser Wahl- 
*arnpfkonzept steht. Die 

Usammenarbeit zwischen 
er parteizentrale und den 

•^hlkämpfern draußen im 
Lande klappt gut." 

Diese erste Wahlkampf- 
"anz zog der Spitzenkandi- 

dat der NRW-CDU, Jürgen 

Rüttgers, auf dem Landes- 
parteitag in Bochum. Ein- 
drucksvolles Indiz für die 
hohe Motivation und Ge- 
schlossenheit des Landes- 
verbandes ist das Wahler- 
gebnis von Jürgen Rüttgers: 
95,6 Prozent der Delegier- 
ten bestätigten den Spitzen- 
kandidaten in seinem 
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Nordrhein-Westfalen 

HEUTE AKTUELL 

Schwere Niederlage für 
Rot-Grün in Plenum (Seite 
6) „60 Jahre CDU": Fest- 
akt in Köln (Seite 7) Anti- 
diskriminierungsgesetz ist 
Bevormundungsgesetz! 

(Seite    8) Hartmut 
Koschyk, Michael Fuchs: 
Mehr Bürokratie durch 
neues Antidiskriminie- 

rungsgesetz (Seite 9) 
Volker Kauder: Klare Spra- 
che, kein Kauderwelsch! 
(Seite 10) „Glückwunsch 
Clint Eastwood!" (Seite 11) 

Aus den Ländern (Seite 
12) Hans-Gert Pötte- 
ring: Richtige Prioritäten 
für Beschäftigung und 

Wachstum (Seite 13) • 
Keine verbrauchende Em- 
bryonenforschung durch 

EU! (Seite 14) Katherina 
Reiche, Axel E. Fischer: 
Innovationen für mehr 
Wohlstand (Seite 15-16) 

Günter Krings, Georg Fah- 
renschon: Aufweichung 
des Stabilitätspaktes ver- 
hindern! (Seite 16) Mich- 
ael Meister: Clement hilf- 
los, Bundeskanzlerkraftlos 

(Seite 16-17) 

•   Amt als  Landesvorsitz- 

enden. 
„Die Menschen wollen 

den Wechsel. Sie wollen ei- 

nen Neuanfang mit uns", so 
Rüttgers. Gleichzeitig warn- 
te der CDU-Landesvorsit- 
zende vor übermäßiger Eu- 
phorie und Übermut: „Stein- 
brück sah sich schon auf der 
Überholspur. Jetzt steht er 
auf dem Standstreifen. Da- 

her darf keiner von uns so 
tun, als wäre das Rennen 
schon gelaufen", sagte Rütt- 
gers. Die SPD werde nicht 
kampflos aufgeben, nach 39 
Jahren betrachte sie das 
Land als ihr Eigentum. 

Doch die Menschen in 

Nordrhein-Westfalen wür- 
den sich von der SPD nicht 
länger täuschen lassen: „Sie 
spüren, dass es mit Rot-Grün 

immer nur härter, aber nicht 
besser wird. Sie wissen, dass 
die SPD nichts von Wirt- 
schaft versteht, dass die 
nicht mitGeld umgehen kön- 
nen. Sie wollen Rot-Grün 
nicht mehr. Sie wollen end- 
lich wieder Zukunftsver- 
trauen haben", so Rüttgers. 
Doch bei der gegenwärtigen 

Situation in NRW sei dies 
nicht möglich: Mehr als eine 

Million Arbeitslose.fünf Mil- 
lionen Stunden Unterrichts- 

ausfall, 110 Milliarden Euro 
Schulden, 1,5 Millionen Straf- 
taten im Jahr und die längste 
Wirtschaftskrise nach dem 

Zweiten Weltkrieg. 
Damit NRW wieder kom- 

me, sei eine andere, eine 
neue Politik nötig-für mehr 

Wachstum und Beschäfti- 
gung, für ein besseres BÜ' 
dungssystem und für weni- 
ger Bürokratie. Die CDU 
werde die Finanzen und die 
Schulen wieder in Ordnung 
bringen und den Menschen 

mehr Freiheit lassen. „Rot- 
Grün setzt auf staatliche Be- 

vormundung, weil sie den 
Menschen misstrauen. Wir 

setzen auf Freiheit, weil 
wir darauf vertrauen, dass 
die Menschen verantwortli- 
chen Gebrauch von ihrer 
Freiheit machen", sagte 
Rüttgers. Dies unterscheide 

die CDU von Rot-Grün. „Un- 
sere Alternativen sind klar- 
Mehr Arbeit. Mehr Bildung- 

Weniger Staat. Bei der SPD 
gibt's weniger Arbeit, weni- 
ger Bildung, mehr Staat- 
Mit der CDU werde es auch 
in       Nordrhein-Westfalen 

besser werden. 
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Nordrhein-Westfalen 

Angela Merkel nach ihrer Red 

Jürgen Rüttgers sei nicht 
ntJrderrichtigeMannfürden 
Landesvorsitz, sondern auch 
der  Richtige  für das  Amt 

es Ministerpräsidenten im 
bevölkerungsreichsten Bun- 
desland, erklärte die Vorsit- 
zende der CDU Deutsch- 
lands, Angela Merkel, und 

gratulierte Jürgen Rüttgers 
u seinem hervorragenden 

Er§ebnis bei der Wiederwahl 
Um Landesvorsitzenden. 

e  CDU   habe   bewiesen, 
assesden Menschen da, wo 

Sleregiere, bessergehe. Hin- 

ter einer Million Arbeitslo- 
sen stünden die Schicksale 
von Familien, Bekannten 

und Freunden. 
Die unterdurchschnittli- 

che Zahl von Patentanmel- 
dungen in NRW zeige, dass 
es dem Land durch die fehl- 
geleitete Politik von Rot- 
Grün an Innovationskraft 

fehle. Hinzu käme ein gigan- 
tischer Schuldenberg von 

110 Milliarden Euro, von de- 
nen allein Steinbrück in sei- 
ner Zeit als Finanzminister 
und   Ministerpräsident   27 

DER NEUE LANDESVORSTAND 

Lar»desvorsitzender: 
Jürgen Rüttgers, 95,6% 

Generalsekretär: 
Hans-joachim Reck, 72% ' 
Stellv.Vorsitzende: 
Ursu|a Heinen, 56,0% 

Peter Paziorek, 53,0% 

Christa Thoben, 76,9% 

Eckhard Uhlenberg, 72,8% 

Oliver Wittke, 64,9% 

Landesschatzmeister: 

Lothar Hegemann 83,3% 

Milliarden angehäuft 
habe. „Das muss sich 
mit dem 22. Mai schlag- 
artig und grundlegend 
ändern" und „Jürgen 
Rüttgers hat mit sei- 
ner ganzen Mann- 
schaft meine volle Un- 
terstützung", erklärte 
die Bundesvorsitzen- 
de. 

Die Politik der ruhi- 
gen Hand von Bundes- 
kanzler Schröder hin- 
gegen sei eine Kata- 
strophe für das Land. 
Schröder erkläre, er 

habe alles in seiner Macht ste- 
hende getan, um die Arbeits- 
losigkeit zu bekämpfen, jetzt 
könne man nur noch abwar- 
ten. Dieses Nichtstun werde 
die CDU aber niemals akzep- 
tieren. Deshalb habe sie zu- 
sammen mit Edmund Stoiber 
dem Bundeskanzler den 
„Pakt für Deutschland" vor- 
geschlagen. „Uns ist wichtig, 
was Arbeitsplätze schafft", so 
Angela Merkel weiter. 

Abschließend gab die 
Vorsitzende der Bundes- 
partei der nordrhein-west- 
fälischen CDU noch einen 
zusätzlichen Motivations- 
schub: „18 Millionen Men- 
schen könnten besser leben, 
wenn sie eine bessere Regie- 
rung hätten." Deshalb werde 
NRW am 22. Mai wechseln: 
„NRW kommt wieder!", rief 
sie den begeisterten Dele- 

gierten zu. 
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„Pakt für Deutschland" 

Wir brauchen eine nationale 
Kraftanstrengung 

Die Union hat 
ihre Erwartung 

an die Bundesre- 
gierung bekräf- 
tigt, dass wei- 
tere Reformen 
über die rot-grü- 
ne Agenda 2010 
hinaus vorgelegt 
werden müssen. 

Das machte 
die Vorsitzende 
derCDU Deutsch- 
lands und der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion im Deut- 
schen Bundestag, Angela 
Merkel, deutlich. Mit Blick 
auf das bevorstehende Tref- 
fen mit dem Bundeskanzler 
sagte sie in der Bundestags- 
debatte: „Wir werden in das 
Gespräch offen gehen". An- 
gela Merkel forderte den 
Kanzler zu einem umfassen- 
den neuen Reformansatz 
und zu eigenen Vorschlägen 
auf. „Stückwerk reicht nicht 
aus", sagte sie. Was Sinn 
mache, werde die Union 
unterstützen. Kurzfristige, 
schuldenfinanzierte Kon- 
junkturprogramme werde 
die Union aber nicht mittra- 
gen. Notwendig sei eine „Na- 

tionale Kraftanstrengung", 
wie sie die Union in ihrem 
„Pakt für Deutschland" 

vorschlage. Mit dem „Pakt 

Angela Merkel im Bundestag 

für Deutschland" könne 
Deutschland aus der Starre 
geführt werden. 

Bei einer Rekordarbeits- 

losigkeit von 5,2 Millionen 
Menschen und einem Wirt- 
schaftswachstum von bes- 
tenfalls einem Prozent ver- 
biete sich „eine Haltung des 
„Weiter so", sagte Merkel. 
Am wichtigsten sei es zuerst, 
Bürokratie abzubauen, er- 
klärtedie Vorsitzende. Sieer- 

warte, dass Schröder deshalb 
den rot-grünen Entwurf des 
Antidiskriminierungs-geset- 
zeszurückziehe und „besten- 

falls" die EU-Richtlinien „eins 
zu eins" umsetze. Angesichts 
der massiven Staatsver- 
schuldung seien Initiativen 
wichtig, die nichts kosteten. 
So müssten Genehmigungs- 
verfahren beschleunigt wer- 
den, forderte Merkel. Beim 

Arbe its markt 

müssedie Flexibi- 

lisierung weiter 
vorangetrieben 

werden. Betrieb- 
liche Bündnisse 

für Arbeit seien 
dafürein notwen- 

diges Mittel. 
Weiterhin 

müssten Anreize 
auf dem ersten 

Arbeitsmarkt ge- 
schaffen werden, sagte die 

CDU-Vorsitzende mit Blick 
auf den Gipfel von Bundesre- 
gierung und Union. Zuver- 

dienstmöglichkeiten im un- 
teren Bereich des ersten Ar- 
beitsmarktes müssten über- 
prüft werden, verlangte Mer- 

kel weiter. 
Sie machte außerdem 

deutlich, dass der Mittel- 
stand eine Unternehmen- 

steuerreform brauche. Ge- 
winne, die in einem Unter- 
nehmen blieben, sollten von 
der Erbschaftsteuer „ein 

Stück" befreit werden. 
Der „Pakt für Deutsch- 

land" und das darin vor- 
geschlagene Zehn-Punkte- 
Programm von CDU/CSU 

sind die Grundlage der 

Union für Gespräche mit der 
rot-grünen Bundesregie' 

rung. 
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Flugblatt der Woche 

Arbeitslosigkeit 

Angela Merkel: 
Nationale Kraftanstrengung nötig 

Angela Merkel, die CDU-Vorsitzende, hat den Bundeskanzler erneut aufgefordert, endlich etwas gegen 

die Rekordarbeitslosigkeit zu unternehmen. Angesichts von 5,2 Millionen Arbeitslosen sei dringend eine 
»nationale Kraftanstrengung" nötig. 

Die CDU bietet der Bundesregierung weiterhin einen „Pakt für Deutschland" an. Dieser 10-Punkte-Plan kann 
sofort umgesetzt werden und schafft die Voraussetzungen für mehr Wachstum und mehr Arbeit. 

Das sind unsere wichtigsten Forderungen: 

Bürokratie abbauen: Unternehmen müssen von überzogenen Meldepflichten und Auflagen entlastet werden. 
Gleichzeitig müssen Genehmigungsverfahren beschleunigt werden. Jobkiller und Bürokratiemonster wie das 
geplante Antidiskriminierungsgesetz dürfen nicht in Kraft treten. 

Betriebliche Bündnisse für Arbeit gesetzlich verankern: Betriebsräte und Unternehmensleitungen müssen 
gemeinsam über Abweichungen von Tarifverträgen entscheiden können. So können z.B. flexible Arbeitszeiten 

Jobs sichern und schaffen. 

Lohnzusatzkosten senken: Wir wollen den Beitrag zur Arbeitslosenversicherung um 1,5 Prozent senken. 

Das schafft tausende neue Jobs. 

Unternehmenssteuer reformieren: Vor allem mittelständische Betriebe werden zurzeit mit Einkommens- 
steuer, Soli-Zuschlag und Gewerbesteuer im europäischen Vergleich zu hoch belastet. Hier gilt es Entlastun- 

gen zu schaffen, damit die Betriebe neue Arbeitsplätze schaffen können. 

Die Vorschläge der Union für einen „Pakt für Deutschland" liegen auf dem Tisch. Jetzt ist es an der Regierung 
Schröder, diese Pläne aufzugreifen. Wenn die Vorteile die Nachteile überwiegen, ist die Union auch bereit zu 

einer Einigung. Deutschland braucht endlich eine gemeinsame nationale Kraftanstrengung! 

Besser für die Menschen. 

Vl-S.d.P.; CDU-Bundesgeschaftsstelle | KlIngelhöferstraBe 8 110785 Berlin | lnfoecdu.de | www.cdu.de 
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Aus dem Plenum 

Schwere Niederlage für Rot-Grün 
im Plenum 

Kurz vor der Debatte um 
unseren „Pakt für Deutsch- 
land" hat die Koalition eine 
peinliche Abstimmungs- 
niederlage erlitten. Die Be- 
schlussempfehlung, unse- 
ren Antrag „Tatsächliche 
Gleichberechtigung durch- 

setzen (Drs. 15/4146)" ab- 
zulehnen, ist im Plenum 
durchgefallen. 

Rot-Grün hatte keine ei- 
gene Mehrheit. Damit haben 
wir die Abstimmung zur 
Gleichstellungspolitik ge- 

wonnen und unseren Antrag 
durchgebracht. Es ist zu ver- 

muten, dass die Reihen auch 
deshalb so schwach besetzt 
waren, da weder der Kanzler 
noch der Wirtschaftsminis- 
ter zur anschließenden De- 

Norbert Röttgen 

batte um die Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit erschie- 
nen sind. Disziplinlosigkeit 

und falsche Prioritätenset- 
zung rächen sich - ein peinli- 
cher Vorgang, der den Zu- 
stand der Koalition schlag- 
lichtartig beleuchtet. Die 
Zerfallstendenzen von Rot- 

Grün machen sich nun auch 
im Plenum bemerkbar. Selbst 

beim rot-grünen Kernprc 
jekt „Gleichstellungspolitik 

ist kein Zusammenhalt mehr 

erkennbar 
Norbert Röttgen ist der 

Erste Parlamentarische Ge- 
schäftsführer der CDU/CSÜ- 

Bundestagsfraktion. 

Hintergrund: Da nicht 
genügend Abgeordnete 
von SPD und Grünen im 
Parlament anwesend 
waren, fiel eine Be- 
schlussempfehlung des 
zuständigen Ausschus- 
ses, den Unionsantrag 
„Tatsächliche Gleich- 
berechtigung durchset- 
zen" abzulehnen, durch- 

ROT-GRÜN LÖST SICH LANGSAM AUF! 

Streit über das Antidiskri- 
minierungsgesetz in der 
Regierung, Streit über 
den Wehrbeauftragten in 
der SPD-Fraktion, zustän- 
dige Minister fehlen bei 
der Arbeitsmarktdebatte 
- und heute eine Nieder- 

lage im Bundestag! All 
dies zeigt, dass sich Rot- 
Grün im Auflösungspro- 

zess befindet. 

Die Abstim- 
mungsniederlage 

der Koalition ist 
ein einmaliger 
Vorgang. Sie be- 
weist, dass Rot- 
Grün die Kraft zu 
entschlossenem 

Handeln für 
Deutschland 
längst fehlt. Angesichts des 
desolaten Zustands der Re- 

Volker Kauder 

gierungskoali' 
tion darf man ge- 

spannt sein, was 
der Kanzler beim 
Thema Bekämp- 
fung der Arbeits- 

losigkeit über- 
haupt noch mit 

Aussicht auf Er- 
folg in der eige' 

nen   Truppe   vorschlage11 

kann. 
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„60 Jahre CDU" 

Festakt in Köln 
•Ht einer Festveranstal- 
tung im Kölner Gürzenich 
nat die Konrad-Adenauer- 
Stiftung die Gründung der 
CDU vor 60Jahren erinnert. 

ßei dem Festakt forderte 
der nordrhein-westfälische 
CDU-Vorsitzende Jürgen 
Kpttgers von seiner Partei 
ein Bekenntnis zu ihren fra- 
ktionellen Werten. „Gerade 

eiJte müssen wir uns als 
CDU wiederauf unsere welt- 

anschauliche Identität be- 
S|nnen", sagte Rüttgers vor 
der> rund 1200 Gästen. 

D'e Erfolgsgeschichte 
Deutschlands beruhe auf 
p0|'tischen Weichenstellun- 
p6". die im christlich-abend- 
landischen    Menschenbild 
und seiner Werteorientie- 
rung gründen. Aus diesem 

n  den  Gründungsvätern 
r ^^U   geprägten  Men- 

^cnenbild müsse die Partei 
le Herausforderungen der 
e§enwart und der Zukunft 

^f'Stern, betonte Rüttgers. 

"Elne christliche Partei  ist 
ln® partei nah an den Men- 

gen mit ihren Fähigkeiten 
nd Dehlern, ihren Hoffnun- 

r und  Enttäuschungen", 
°b der nordrhein-westfäli- 

*he CDU-Chef hervor. Ge- 
agen   von   ihren   Werten 
Usse die Partei die drin- 

d notwendige Umgestal- 

Altbundeskanzler Helmut Kohl, NRW-Spitzenkandidat Jürgen Rüttgers, Volker Kauder 

tung der Gesellschaft voran- 

treiben. 
Der frühere Bundeskanz- 

ler Helmut Kohl blickte mit 
„Stolz und Dankbarkeit" auf 
die Geschichte der Union 
zurück. „Wir brauchen uns 
vor niemanden unter den 

deutschen Parteien zu ver- 
stecken", sagte der lang- 
jährige CDU-Vorsitzende im 

Gürzenich. Der Altbundes- 
kanzler zeigte sich zuver- 
sichtlich, dass der Union bei 
der Landtagswahl in Nord- 
rhein-Westfalen im Mai und 

im Bund 2006 der Macht- 
wechsel gelingt: „Es klappt, 
weil die anderen am Ende 
sind und es klappt, weil wir 

besser sind." 
In Köln hatten unmittel- 

bar   nach   dem   Einmarsch 

amerikanischer Truppen am 
6. März 1945 konkrete 
Planungen für eine neue 

„christlich-demokratische 
Partei" eingesetzt, die mit 
den „Kölner Leitsätzen" 
vom Juni 1945 ihren pro- 
grammatischen Ausdruck 
fanden. Auch in Berlin grün- 
dete sich die CDU bereits 
1945. Der Gründung weite- 
rer Verbände in den Ländern 
folgte der Zusammen- 
schluss zur Bundespartei im 
Jahr 1950. 

Die Bundes-CDU wird 
den 60. Geburtstag der Par- 
tei im Rahmen einer Veran- 
staltung am Ort des Grün- 
dungsaufrufes der CDU, im 
Theater am Schiffbauer 
Damm in Berlin, am 16. Juni 
feiern. 
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Antidiskriminierungsgesetz 

Antidiskriminierungsgesetz ist 
Bevormundungsgesetz! 

Das aktuelle Antidiskrimi- 
nierungsgesetz ist ein zen- 
trales Beispiel, wie die Bun- 
desregierung moralisch 
korrektes Verhalten im 
Wirtschafts-und Arbeitsle- 

ben zuerst von Staats we- 
gen definieren und dann 
mit Gesetzen, Behörden 
und Gerichtsverfahren 
auch zwangsweise durch- 

setzenwill. 
Die Menschen, die man 

vor Diskriminierung schüt- 
zen will,z.B. Behinderteoder 

ältere Menschen, werden 
nicht wirklich geschützt. 
Auch den Schutz der Fami- 

lien sucht man bei den ge- 
schützten Gruppen vergeb- 

lich, obwohl sie die Basis un- 
serer Gesellschaft bilden. 

Mehrheitlich bestätigen 

die Experten bei der heuti- 
gen Anhörung hingegen: 
Das Antidiskriminierungs- 

gesetz ist in Wirkung und Ab- 
sichtein Bevormundungsge- 
setz. Es greift tief in die Ver- 
tragsfreiheit und die Eigen- 
tumsrechte der Bürger ein 
und geht weit über die An- 
forderungen der EU hinaus. 
Obwohl die EU nur ein zivil- 

rechtliches Diskriminie- 

rungsverbot aufgrund der 
Rasse und der ethnischen 

Herkunft   verlangt,   weitet 

Maria Böhmer 

die Bundesregierung die 
Verbote auf Religion, Welt- 
anschauung, Behinderung, 

Alter, sexuelle Identität und 
Geschlecht aus. Sogar inner- 
halb der rot-grünen Koali- 
tion und im Bundeskabinett 
hat man inzwischen die Un- 
sinnigkeit des Gesetzes er- 
kannt-es muss in der vorlie- 

genden Fassung schleunigst 
wieder vom Tisch! 

Tiefer Eingriff in Ent- 
scheidungsfreiheit 

Die Wirtschaft ist bereits 
genug rechtlichen Hürden, 
Bürokratielasten und Recht- 
sunsicherheiten ausgesetzt. 
Im Ergebnis wird die Bereit- 
schaft, Arbeitsplätze anzu- 

bieten und Wohnungen zu 
bauen,   weiter   abnehmen. 

Die Vielzahl der Diskriminie- 

rungstatbestände, die weit- 
reichende Beweislastum- 

kehr, die Haftung für Dritt- 

verschulden und die umfas- 
senden Klagemöglichkeiten 
für Interessensverbände 

werden zu gesellschaftü' 
ehern Unfrieden und neuen 
Ungerechtigkeiten führen- 
In Zukunft kann es passieren, 

dass nicht Qualifikation, 

sondern Kompetenz des An- 
waltes und die neu gegrün- 
deten Antidiskriminierungs' 
vereine darüber entschei- 

den, wer eingestellt wird. 
Das Antidiskriminie- 

rungsgesetz zeigt wie kein 
anderes, welches Staats-und 

Menschenbild Rot-Grün ver- 
folgt. Das Gesetz bedeutet 

einen tiefen Eingriff in die 
Entscheidungsfreiheit und 

hängt der Utopie an, völlig* 
Gerechtigkeit mit staatli- 
chen Regelungen herstellen 
zu können. Das Gegentei 
wird der Fall sein: Statt Ver- 

trauen zu schaffen, wird Mis- 
strauen gesät. Statt Freiheit 

und Gerechtigkeit zu f°r' 
dem, wird Bevormundung 

und Ungerechtigkeit ge' 

schaffen. 
Maria Böhmer ist stell' 

vertretende Vorsitzende der 

Bundestagsfraktion. 
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Antidiskriminierungsgesetz 

Mehr Bürokratie durch neues 
Antidiskriminierungsgesetz 

D|e Front derer, die ent- 
schieden für ein neues „Bü- 
•"okratieaufbau-Gesetz" 
antreten, bröckelt unauf- 
haltsam. 

Dies ergibt sich nicht nur 
aus der aktuellen Auseinan- 

dersetzung innerhalb der 
Regierungskoalition über 
die Frage der Rücknahme 
desAntidiskriminierungsge- 
setzes (ADG). Auch aus den 
Antworten der Bundesregie- 
rLJng auf eine kleine Anfrage 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion nach den bürokrati- 
schen Auswirkungen des 
ADG ergibt sich eindeutig 
und zweifelsfrei: es wird zu 
einemAufwuchsan Bürokra- 
tie führen. Darüber hinaus 
wird eine Vielzahl von neuen 

gesetzlichen Regelungen er- 
forderlichsein. 

Auf die Frage, in welchen 
Regelungen das ADG über 
dje Vorgaben der EU-Richtli- 
n|en hinausgeht, antwortet 

e Bundesregierung nur 
luckenhaft: Nicht erwähnt 
Wlrd das neue Verbandskla- 
§erecht für Antidiskriminie- 
rungsverbände - die EU 
S|eht hier lediglich ein Betei- 
'§Ungsrecht vor-, und nicht 

erwähnt werden die umfang- 
enen neuen Pflichten der 
Arb e'tgeber. 

Hartmut Koschyk 

Die bürokratischen Ko- 
sten für Unternehmen, die 
dasADGmitsichbringt.sind 

aus Sicht der Bundesregie- 
rung marginal. Kosten wür- 
den überhaupt erst entste- 
hen, wenn ein angeblich Be- 
nachteiligter vor Gericht zie- 

hen würde. Dass der Arbeit- 
geberaberfürdiesen Fall ge- 

wappnet sein, also aufwen- 
dige Dokumentation und Ar- 

chivierung betreiben muss, 
auch wenn es nicht zu einem 
Verfahren kommt, wird von 
der Bundesregierung über- 
haupt nicht berücksichtigt. 

Der Grundsatz der Ver- 

tragsfreiheit, so die Bundes- 
regierung, werde durch das 
ADG nicht berührt. Das trifft 
nichtzu. Die Vertragsfreiheit 
istfürdasdeutscheZivilrecht 

wesentlich. Das ADG, als Ein- 
schränkung der Vertragsfrei- 

Michael Fuchs 

heit, steht daher in Konflikt 
mit unserer Rechtsordnung. 

Das in den eigenen Reihen 
entstanden Feuer, ausgelöst 
durch die Bemerkung des 
Bundesinnenministers Otto 
Schily, das ADG sei kein Bei- 
trag zum Bürokratieabbau, 
wird nun hoffentlich zu spä- 
ter Einsicht führen. 

Die deutsche Wirtschaft 
leidet unter jährlichen Büro- 
kratiekosten in Höhe von 46 
Milliarden Euro. Daher darf 
das ADG nicht über die Vor- 
gaben der EU-Richtlinien hin- 
ausgehen. Es muss endlich 
Schluss sein mit dem Drauf- 
satteln von wachstumsver- 
nichtender Bürokratie. 

Hartmut Koschyk ist der 

Vorsitzende der AG Innen, 
Michael Fuchs ist der Vorsit- 
zende der AG„Bürokratieab- 

bau". 

8105 



Chat mit Volker  Kauder 

Klare Sprache, kein Kauderwelsch 

So lautete das ein- 
hellige Urteil der 
Teilnehmer des er- 
sten Chats über die 
Diskussion mit dem 
neuen Generalse- 

kretär der CDU 
Deutschlands 
Volker Kauder. 

In  einem  lebhaf- 
ten Chat  beantwor- 
tete  der Generalse- 
kretär   im   internen 
CDUnet Fragen und 
Kommentare        der 
Mitglieder. Die The- 
men reichten von der 
Wirtschaftspolitik über die 
Möglichkeiten       virtueller 

Parteiarbeit bis zum Wahl- 
kampf 2006. 

Über eine Stunde ging es 
Schlag auf Schlag im Mitglie- 
der-Chat. Die Diskutanten 
sorgten für einen schnellen 
und hochinteressanten Aus- 
tausch. „Was spricht dage- 
gen, dass auch die Deut- 
schen über die EU-Verfas- 
sung abstimmen dürfen?", 
fragte ein Chat-Teilnehmer. 
Kauders Antwort: „Unsere 
repräsentative Demokratie 

hat sich bewährt." Gleich der 
nächste Nutzer fragte, wann 

die Union das Thema 1968 
und die Folgen in den Fokus 
der   Öffentlichkeit   rücken 

werde. Darauf entgegnete 
Kauder, dass Kulturkampf in 

Zeiten, in denen die Men- 
schen Angst um ihre persön- 
liche Zukunft haben, für die 
politische Auseinanderset- 
zung nicht geeignet sei. Der 
Generalsekretär reagierte 
auf die Anfragen ganz so, wie 
eseinChaterfordert: Schlag- 

fertig, kompetent und kurz. 
Trotzdem konnten in der 
Stunde nicht alle der über 
120 Anfragen und Kommen- 
tare beantwortet werden. 

Völlig unterschiedliche 
Themen brachten die Nutzer 
zurSprache:ÜberEuropapo- 
litik wurde genauso disku- 

tiert wie über christliche 
Werte,  den   Politikstil   der 

CDU und des politi- 
schen Gegners und 
die Taktik für 2006. 
Ein wichtiges Anlie- 
gen war einigen 
Chat-Teilnehmern 

die Parteiarbeit im 
Internet und deren 

Anbindung an die 
Parteiarbeit vor Ort. 
Auch ganz konkrete 

Anliegen - etwa zur 
Gefährdung von Ar- 
beitsplätzen in ei- 
nem Kreisverband - 
nahm Kauder zur 
weiteren Bearbei- 

tungauf. 
Über den Verlauf des ein- 

stündigen Chats waren so- 
wohl Mitglieder als auch der 
Generalsekretär äußerst zu- 
frieden. „Das hat richtig 
Spaß gemacht, wir haben 
eine tolle Nutzergemeinde 

hier im Mitgliedernetz", 
sagte Kauder im Anschluss- 

Er kündigte an, auch künftig 
regelmäßig im Kontakt mit 
den Nutzern des Mitglieder- 

netzes bleiben zu wollen. 

Den gesamten Chat mit 
Volker Kauder finden Sie 
im internen Mitglieder- 
netz unter 
www.cdunet.de 
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Senioren-Union 

»Sehr geehrter Clint Eastwood, 
die Senioren-Union der CDU Deutschlands gratuliert lh- 
nen zu diesem außergewöhnlichen Erfolg aus vollem Her- 
2en. Wir Generationsgenossen im .alten Europa' beobach- 
ten mit hohem Respekt und uneingeschränkter Freude, 
Wle die Film-Akademie der .neuen Welt' durch diese Aus- 
dehnung ein Zeichen gesetzt hat: Nicht das Lebensalter 
zähIt, sondern allein die künstlerische und kreative Lei- 
stung. 

Amerika lebt ganz selbstverständlich vor, was zumindest 
ln Deutschland vorerst noch ein Wunschtraum bleibt. Hier 
wäre das Projekt allein daran gescheitert, dass einem 
'4jährigen kein Investor die Produktion finanziert hätte. 

ßei der Verleihung haben Sie zu Recht bemerkt: .Ich würde 
den Geldgebern ans Herz legen, die alten Leute nicht zu 
Vergessen. Denn die Senioren - Männer und Frauen - sind 
bereit, ihre beste Arbeit abzuliefern.' Das sollte künftig 
nicht nur in Amerika, sondern weltweit, vor allem auch in 
Deutschland, gelten. 

^'t Stolz auf Ihren großartigen Erfolgfür unsere Generation und großer Anerkennung für Ihre 
Lebensleistung grüßt Sie herzlich 

hre Senioren-Union der CDU Deutschlands." 

Clint Eastwood: Er erhielt neben vier „Oscars" 
für seinen Film „Million Dollar Baby" auch ein 
Glückwunschtelegramm der Senioren-Union. 

WEBMASTER-SERVICE 

Die CDU-Bundesgeschäftstelle hat ein 
Online-Modul zur katastrophalen Lage 
auf dem Arbeitsmarkt erstellt, das Sie 
au* Ihrer Website einbinden können. 

Im Mitgliedernetz finden Sie verschie- 
dene Versionen des Moduls: Eine Querfor- 

mat-Version, die sich für Websites, die sich 
n den neuen Musterseiten orientieren 

Weues Cl) eignet sowie weitere Versionen 
le etwa „Skyscraper" und Module für älte- 

re Websites. 

Achtung! Das animierte GIF 
„Pakt fuer Deutsch- 
land" wird auch in 
den  automatischen 
Bannerservice   ein- 
gebunden.       CDU- 
Webmaster, die die- 
sen  Service  nutzen, 
müssen   das   Motiv 
nicht von Hand ein- 
bauen! 
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LANDESVERBAND 
OLDENBURG 

Seit 20 Jahren führt Man- 

fred Carstens nun schon 
den Landesverband Ol- 

denburg. Und ist kein bis- 
schen amtsmüde. 

Thüringen 

Kuemmern.de 

Manfred Carstens 

Im Gegenteil. Beim Lan- 
desparteitag in Norden- 

ham sprachen dem Bun- 
destagsabgeordneten 84,2 

Prozent der Wahlberech- 

tigten ihr Vertrauen für die 

nächsten zwei Jahre aus. 
Zu seinen Stellvertretern 

wählte der Parteitag den 
Landesgeschäftsführer 

Björn Thümler MdL (213 

Stimmen), die Kandidatin 
der Frauen-Union, Barbara 

Woltmann (196 Stimmen) 
sowie den stellvertreten- 

den Landtagsfraktionsvor- 

sitzenden Friedhelm Biest- 

mann MdL (194 Stimmen). 
Als Landesschatzmeister 

wurde Josef Dierkes im 

Amt bestätigt. 

Unter diesem Motto veran- 

staltet die CDU Thüringen 
fünf Regionalkonferenzen 

im April und Mai. 
Äußerst erfolgreich ver- 

laufen ist die erste Regional- 
konferenz in Werther bei 
Nordhausen. Über 250 CDU- 
Mitglieder aus den Kreisver- 
bänden Eichsfeld, Nordhau- 
sen und Kyffhäuserkreis dis- 
kutierten mit Ministerpräsi- 
dent Dieter Althaus, Frakti- 
onschefin Christine Lieber- 
knecht, Generalsekretär Mi- 
ke Mohring und zahlreichen 

Mitgliedern des Landesvor- 
standes und des Kabinetts 
überdieaktuellen politischen 
Themen. AngesprocheneThe- 

men waren unter anderem 
der Abbau von Bürokratie.die 

Verschlankung der Verwal- 
tung und die Kinderbetreu- 
ung in Kindertagesstätten 

und Schulhorten im Freistaat- 
Nach der Diskussion nutzten 

zahlreiche Mitglieder die 
Möglichkeit mit Ministern 
und Mitgliedern des Landes- 
vorstandes persönlich insGe- 

sprächzu kommen. 

SITUATION UND ZUKUNFT DER PFLEGE IN NRW 

Nach 3jähriger Arbeit 

liegt der Abschlußbericht 
der Enquete-Kommission 

zur „Situation und Zu- 
kunft der Pflege in NRW" 

vor. 
Auf 580 Seiten wird das 

Thema „Alter, Demografie 
und Zukunft der Pflege" als 
Quer-schnittsaufgabe aller 

Politikbereiche skizziert 
und die großen Herausfor- 
derungen formuliert. Die 
Enquete-Kommission hat 

im NRW-Landtag nach in- 
tensiven Vorarbeiten ein 
einstimmiges Votum zur 

„Zukunft der Pflege" abge- 
geben und 161 Handlungs- 
empfehlungen   an   Politik 

und Gesellschaft formu- 
liert. „Wer eine menschen- 
würdige Pflege heute und 
morgen sicherstellen will, 
muss heutediegroßen Her- 

ausforderungen anpacken. 

Alter und Pflege sind The- 
men von außerordentlicher 

Bedeutung," so die Kom- 
missions-Vorsitzende, An- 
gelika Gemkow. 

Der Abschlußbericht der 

Enquete-Kommission zur 
„Situation und Zukunft der 
Pflege in NRW" ist ab sofort 

gegen die Zahlung von 12 
Euro zu beziehen. Interes- 
senten wenden sich bitte 

an: gisela.lange 
@landtag.nrw.de 
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Richtige Prioritäten für Beschäftigung 
und Wachstum 

D'e Lissabon-Strategie der 
Kommission setze die rich- 
tigen Prioritäten für mehr 

Wachstum und mehr Ar- 
beitsplätze in Europa und 
werde von der EVP-ED- 
Fraktion voll unterstützt, 
"at der Fraktionsvorsitzen- 

de Hans-Gert Pöttering in 
einer Aussprache mit Kom- 
mission und Rat im Euro- 
päischen Parlament erklärt. 

Die Wettbewerbsfähig- 
keit der Europäischen Union 
müsse dringend gestärkt 
werden. Im Vergleich mit den 
USA liege die Europäische 
Union deutlich zurück. Pötte- 
ring nannte in diesem Zusam- 
menhang die Arbeitsproduk- 
tivität pro Beschäftigen die - 
unter Annahme einer Punkt- 
2ahl von lOOfürdie EU vorder 

Weiterung - bei 93 Punkten 
der EU nach der Erweiterung 
und bei 121 Punkten der USA 
läge. Als weiteres Beispiel 
nannte Pöttering die Investi- 

s,e sind an europapoliti- 
Schen Themen interessiert? 
Sle wollen wissen, was in 
Brüssel und Straßburg los 
'st? Dann ist der Vorschau- 
elender auf der Internet- 
seite der EVP-ED-Fraktion 
das Richtige für Sie. Optisch 

Hans-Gert Pöttering 

tionen im Bereich Forschung 
und Entwicklung. Während 
die Europäische Union ledig- 
lich 1,9 % ihres Bruttosozial- 
produktes in diesem Bereich 
investiere, liege dieser Pro- 
zentsatz bei 2,8% in den USA. 

Als wichtige Elemente ei- 
ner Strategie zur Steigerung 
der Wettbewerbsfähigkeit 
Europas nannte Pöttering 
die Notwendigkeit, die Er- 
fahrungen älterer Menschen 
stärker zu nutzen, untemeh- 

FUNDGRUBE 

in vier wichtige Kategorien 
unterteilt informiert der Ka- 
lender über wichtige Ereig- 
nisse auf nationaler Ebene, 
Treffen im Zusammenhang 
mit der Gemeinschaftspoli- 
tik sowie wichtige Termine 
auf der internationalen poli- 

merische Initiative und Ei- 
genverantwortung zu för- 
dern und die Vorhersehbar- 
keit des wirtschaftlichen 
Umfeldes zu verbessern. Im 
makroökonomischen Um- 
feld gehöre dazu die Siche- 
rung der Stabilität der 
Währung, der Abbau der 

staatlichen Verschuldung 
sowie weniger Bürokratie. 
„Eine mögliche Reform des 
Stabilitätspaktes muss des- 
wegen in jedem Fall dauer- 
haft die Stabilitätspolitik in 
der Europäischen Union si- 
chern", erklärte Pöttering. 

Auch müssten die Mit- 
gliedstaaten ihren Beitrag 
zur Wachstumsförderung in 
Europa leisten, betonte Pöt- 
tering. DieSchaffungvon Ar- 
beitsplätzen und mehr Wett- 
bewerbsfähigkeit in Europa 
sei eine gemeinsame Auf- 
gabe aller politischen Ebe- 
nen und Verantwortlichen in 
der Europäischen Union. 

tischen Bühne.DerZeitplan, 
der einen Ausblick auf die 
nächsten zehn Jahre gibt, 
wird regelmäßig aktuali- 
siert. Sie finden den Plan un- 
ter http://www.evp-ed.org/ 
Activities/docs/calendrier- 
de.doc. 
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Keine verbrauchende Embryonen- 
forschung durch EU! 

Auf Initiative des Bundes- 
vorsitzenden des Evangeli- 
schen Arbeitskreises der 
CDU/CSU, Thomas Rachel, 
hat die CDU/CSU-Bundes- 

tagsfraktion einen Be- 
schluss gefasst, dass die Eu- 
ropäische Union keine ver- 
brauchende Embryonen- 
forschung aus EU-Mitteln 
finanzieren darf. 

„Es schadet der breiten 
Akzeptanz europäischer For- 
schungsförderung und be- 
hindert die Verwirklichung 
gemeinschaftlicher Ziele, 

wenn nicht respektiert wird, 
dass verbrauchende Embryo- 
nenforschung in mehreren 
Mitgliedsstaaten als Instru- 

mentalisierung menschli- 
chen Lebens, als Verstoß ge- 
gen die Menschenwürde und 
das Recht auf Leben verstan- 
den wird," erklärte Thomas 
Rachel. 

Der EAK-Vorsitzende er- 
innerteanden Beschlussdes 
Deutschen Bundestages 
vom 16. Oktober 2003, in 
dem dieser an die EU-Kom- 
mission appelliert hatte, 
auch nach 2003 von der För- 
derung verbrauchender Em- 
bryonenforschung Abstand 

zu nehmen. Die Verhandlun- 
gen Ende2003 auf EU-Ebene 

über die Frage, unter wel- 

Thomas Rachel 

chen Bedingungen embryo- 

nale Stammzellforschung 
nach Auslaufen des EU-Mo- 

ratoriums gefördert werden 
sollten, waren damals ge- 
scheitert und ergebnislos 
abgebrochen worden. Auch 
das 7. EU-Forschungsrah- 
menprogramm müsse im Be- 
reich der Bioethik im Ein- 
klang mit den grundlegen- 
den Verfassungsgrundsät- 
zen der Mitgliedsstaaten 
stehen, betonte der EAK- 
Bundesvorsitzende. Ent- 
sprechend   dem   nun    be- 

schlossenen Bundestagsan- 
trag der CDU/CSU-Bundes- 

tagsfraktion darf die Ver- 
nichtung menschlicher Em- 
bryonen zu Forschungs- 
zwecken, die in einigen EU- 
Mitgliedsstaaten, darunter 
Deutschland, eine Straftat 

darstellt, nicht durch das 7- 
EU-Forschungsrahmen pro- 
gramm der EU gefördert 

werden. Gefördert werden 
dürfen nur Forschungsver- 
fahren mit Stammzelllinien, 

die bereits zu einem festen 
Stichtag existierten. Stich- 
tagsregelungen haben sich 
in den Vereinigten Staaten 
von Amerika und in Deutsch- 

land bewährt. 
Thomas Rachel fordert 

die Bundesregierung auf. 
entsprechend dem Antrag 
der CDU/CSU-Bundestags- 

fraktion auf EU-Ebene zu 
verhandeln und die Finanzie- 
rung einer verbrauchenden 

Embryonenforschung zu 
verhindern. 

WAHLTERMINE BIS ZUR BUNDESTAGSWAHL J 

22. Mai 2005 Landtagswahl Nordrhein-Westfalen 

26. März 2006 Landtagswahl Baden-Württemberg 

26. März 2006 Landtagswahl Rheinland-Pfalz 

26. März 2006 Landtagswahl Sachsen-Anhalt 

Frühjahr 2006 Kommunalwahlen Hessen 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Innovationen für 
mehr Wohlstand 

Nachhaltige Innovations- 
Politik ist mehr als die Ent- 

wicklung und Umsetzung 
isolierter ökologischer Zie- 
le- Es geht darum, die Rah- 
menbedingungen so zu ge- 
halten, dass eine dauer- 
haft tragfähige Wirtschafts- 
entwicklung angestoßen 
Wird. 

Erfolgreiche Beispiele für 
nachhaltige Innovationen 
8'btesin Deutschland in letz- 
ter Zeit immer weniger. Das 
LKW-Maut-System konnte 
nur mit erheblicher Verzö- 

Katherina Reiche 

gerung starten, 
es gibt nach wie 
vor keine Trans- 
ra pid-Anwen- 
dungsstrecke in 
Deutschland. 

Im Ausland 
sieht dies anders 
aus. So fährt der 
Transrapid in 
China und der European 
Pressure Reactor (EPR3) wird 
in Finnland gebaut. Als ge- 
samteuropäische Innova- 

tion wird der EPR Finnland 
nicht nur ein hohes Maß an 
Wertschöpfung bei derStrom- 
erzeugung sichern, sondern 
darüber hinaus eine dauer- 
haft konkurrenzlos günstige 

Axel E. Fischer 

Stromversorgung. Diese ist 
Voraussetzung für die Ent- 
stehung produktiver Ar- 
beitsplätze und macht das 
Land weitgehend unabhän- 
gig von kurzfristigen Ent- 
wicklungen am Weltbrenn- 
stoffmarkt. Finnland ge- 
winnt zusätzlich technologi- 
sche Kompetenz. 

MERKEL TRIFFT JUSCHTSCHENKO 

Während seines Deutsch- 
'and-Besuches traf der 
ukrainische Präsident Vik- 
torJuschtschenko in Berlin 
m't der Partei- und Frakti- 
onsvorsitzenden Angela 
Merkel zusammen. 

Bei diesem Treffen gratu- 
lierte Angela Merkel Juscht- 
schenko persönlich zu sei- 
nem Sieg bei der Präsident- 

schaftswahl. Zugleich 
sicherte sie ihm die 
Unterstützung der 

CDU bei dem anste- 
henden schwierigen 
Reformprozess sei- 
nes Landes zu. 

In diesem Zusam- 
menhang sprach sich 

die Partei- und Fraktionsvor- 
sitzende für eine klare eu- 
ropäische Perspektive der 

Ukraine aus. So soll dem 
Land nach dem Willen der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 

tion überden bislangvonder 

Europäischen Union aufge- 
zeigten Weg der Zuerken- 
nung des Status einer 
Marktwirtschaft, der Unter- 

stützung einer WTO-Mit- 
gliedschaft und der Mög- 
lichkeit eines Freihandels- 
abkommens eingeräumt 
werden. 

Anzustreben sei außer- 
dem eine engere und abge- 
stimmte Kooperation im 

Bereich der Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspo- 
litik gegenüber sowie im 
Bereich des Krisenmanage- 
ments. Die Vorsitzende for- 
derte darüber hinaus, die 
Ukraine besonders bei der 
Schaffung von Rechtsstaat- 
lichkeit und bei der Anglei- 

chung an die EU-Regelun- 
gen im Bereich Justiz und In- 
neres zu unterstützen. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Es gibt viele innovations- 
trächtige Felder. Wir müs- 
sen die Rahmenbedingun- 
gen so gestalten, dass da- 
raus tatsächlich nachhalti- 
ge Innovationen entstehen. 
Leider bremst die rot-grüne 
Bundesregierung viele zu- 
kunftsträchtige Bereiche, 
wie z.B. die grüne Gentech- 
nik, aus. 

Katherina Reiche ist die 
forschungspolitische Spre- 
cherin der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Axel E. Fi- 
scherder Berichterstatterfür 
Technikfolgenabschätzung. 

Aufweichung des 
Stabilitätspaktes ver- 

hindern! 

Mit der zur Chefsache er- 
klärten Aufweichung des 

Europäischen Stabilitäts- 
und Wachstumspaktes wird 
ein wesentlicher Grund- 
pfeiler der Europäischen 
Union niedergerissen. 

Der Pakt war eine wich- 
tige Voraussetzung für die 
Akzeptanz der gemeinsa- 
men Währung. Er manife- 
stiert das Versprechen der 
europäischen Regierungen, 
mit dauerhaft soliden öf- 
fentlichen Finanzen zur 
Stabilität der Europäischen 
Wirtschafts- und Währungs- 

union beizutragen. 
Der Stabilitätspakt der 

Europäischen Union schützt 

Günter Krings 

vorallemdiekünf- 
tigen Generatio- 
nen. Jede Neuver- 
schuldung über 
die Maastricht- 

Kriterien ver- 
spielt den finanzi- 
ellen Handlungs- 
spielraum der jun- 
gen Generation. 
Schon jetzt liegt die explizite 
Staatsverschuldung 
Deutschlands bei rund 66 
Prozent des Bruttoinlands- 
produkts - also insgesamt bei 
1,4 Billionen Euro. Deutsch- 
land ist damit Lichtjahre von 
einem nachhaltigen Staats- 
haushaltentfernt. 

Des Weiteren gibt es ohne 
Stabilität in Deutschland und 

Europa kein nachhaltiges 
Wachstum. Deshalbwäreein 
Aufweichen der Stabilitäts- 
kriterien in Zeiten einer glo- 
balisierten Weltwirtschaft 

ein fatales Signal für die 
Wettbewerbsfähigkeit der 

europäischen Märkte. 
Wir fordern Bundeskanz- 

ler Schröder auf, beim Gip- 
feltreffen derStaats-und Re- 

gierungschefs den Stabi- 
litäts- und Wachstumspakt 
im Interesse der jungen Ge- 
neration nicht zu einem 
Wackel- und Schrumpfungs- 
pakt verkommen zu lassen 

Günter Krings ist der Vor- 
sitzende der Jungen Gruppe 

der  CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, 
schon ist sein Stellvertreter. 

Georg Fahrenschon 

Clement hilflos, Bun- 
deskanzlerkraftlos 

Wirtschaftsminister Cle- 

ment irrlichtert mit seinen 
Vorschlägen, noch vor der 
NRW-Wahl ein schuldenfi- 
nanziertes Konjunkturpro- 

gramm aufzulegen, weiter 
in dieser Bundesregierung 

umher. 
Dieses Programm hat als 

einziges Ziel, von dem Ar- 
beitsmarktdesaster abzulen- 
ken, das Wirtschaftsminister 

Clement mit zu verantworten 

hat. Weil die zögerliche und 
halbherzige Politik dieser 
Bundesregierung bislang er- 
folglos geblieben ist, wird 
nun unter Federführung von 
Clement ein Paradigmen- 

wechsel in der deutschen Fi- 
nanz- und Wirtschaftspolitik 

vorbereitet mit dem Ziel, die 
alten Zöpfe kreditfinanzier- 
ter Konjunkturprogramme 

wieder aufleben zu lassen- 
Dabei ist allen Beteiligten 
klar: Von solchen Program- 
men sind allenfalls kurzfri- 
stige Strohfeuereffekte zu er- 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

warten, die die Steuerzahler 
teuer zu stehen kommen, 

ohnedasssiewirtschaftspoli- 
t'sch etwas bewegen. Damit 
lässt sich lediglich Aktivität 
v°rtäuschen, um von der 
•deenlosigkeit dieser Bun- 
desregierung abzulenken. 

Ein staatliches kreditfi- 
nanziertes Konjunkturpro- 
Sfamm würde Deutschland 
weiter in die Schuldenfalle 
treiben. Angesichts einer be- 
gehenden staatlichen Ge- 
samtverschuldung wäre dies 
genau der falsche Weg. Be- 
rits heute ist jedes neu gebo- 
gne Kind mit rd. 17.000€ver- 
Schuldet. Allein im letzten 
Jahr sind durch neue Kredite 
Pro Kopf der Bevölkerung rd. 

•000€ dazu gekommen - das 
s'nd jeden Tag über 220 Mio. 
€r|eue Schulden. Das geht so 
njcht weiter, und das darf so 

nicht weitergehen. 
D'e deutsche Volkswirt- 

Schaft braucht mehr Freiheit, 
Weniger    Regulierung    und 

mehr Wettbewerb. Die hier- 
für notwendigen Reformen 
schaffen Wachstum und 
Wohlstand. Wir brauchen 
niedrigere Steuern und So- 
zialabgaben. Wir brauchen 
eine größere Flexibilität auf 
dem Arbeitsmarkt. Leistung 
muss sich in Deutschland 
wieder lohnen. Dann werden 
die Unternehmen investie- 
ren,dannentstehen reguläre, 
Sozialversicherungspflich- 
tige Arbeitsplätze im ersten 

Arbeitsmarkt. 
Die Union hat hierzu Vor- 

schläge gemacht, die den 
Wachstumsmotor der deut- 
schen Volkswirtschaft wie- 
der in Gang bringen können. 
Angefangen von dem Kon- 
zept einer großen Steuerre- 
form zur durchgreifenden 
Vereinfachung unseres Steu- 
ersystems bis hin zu Vor- 
schlägen zur Flexibilisierung 
des verfestigten deutschen 
Arbeitsmarktes, um die 
Wachstumsschwelle   zusen- 

Michael Meister 

ken, ab der neue Beschäfti- 
gung entsteht. Das alles sind 
Reformvorschläge der Union 
für mehr Wachstum und 

Wohlstand in Deutschland, 
die in das ordnungspolitische 
Konzept der Sozialen Markt- 
wirtschaft passen. Der Bun- 
deskanzlersollteseine Politik 
der ruhigen Hand aufgeben 
und zusammen mit der Union 
diese Vorschläge umsetzen, 
zum Wohl der Menschen. 

Michael Meister ist Stell- 
vertretender Fraktionsvor- 
sitzende. 

FÜR EINE STABILE UKRAINE 

blässlich des Staatsbe- 
Sl»chsvon Präsidentjuscht- 
schenko verabschiedete 
d'e Bundestagsfraktion ei- 
nen Antrag „Für eine klare 

europäische Perspektive 
der Ukraine". 

'n unserem Antrag for- 
dem wir von der Bundesre- 
gierung, der Ukraine beim 
Aufbau von  rechtsstaatli- 

cher Verwaltung und Ge- 
richtsbarkeit Hilfe zukom- 
men zu lassen", so Claudia 
Nolte, Berichterstatterin 

der Fraktion für die Ukra- 
ine. „Daneben setzen wir 

uns für eine verstärkte öko- 
nomische Kooperation ein. 
Die Bürger in der Ukraine 
sollen bald merken, dass 
sich  die  hart erkämpften 

politischen Veränderungen 
auch wirtschaftlich positiv 
auswirken." 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Pflastermäppchen 
„Trostpflaster für 6 Jahre Rot-Grün4 

2 Pflasterstrips in einem Mäppchen 

Bestell-Nummer:9176 
Preis je 100 Stück: 26,00 € 

inkl. MwSt.; 30,16 € 

Taschentücher „Gegen Rot-Grüne Nasen' 

Bestell-Nummer:9637 
Preis je 144 Stück: 26,50 € 

inkl. MwSt.: 30,74 € 

Freshmint-Tütchen 

Bestell-Nummer:9110 

Preis je 200 Stück: 22,00 € 
inkl. MwSt: 25,52 € 

Bleistift 

Bestell-Nummer:9036 
Preis je 100 Stück: 13,50 € 
inkl. MwSt: 15,66 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Sonderpreis CDU-Handysessel 

orange   Bestell-Nummer:9659 
blau   Bestell-Nummer:9660 

Preis je 1 Stück: 1,00€ 
inkl. MwSt.: 1,16 € 

Kleiner Ball - in 2 versch. Farben 

20 Bälle im Netz inkl. einer Ballpumpe. 
Er ist wie ein Fußball, jedoch kleiner und handlicher. 

Der ideale Spielball nicht nur für Kinder. 

Bestell-Nummer: 9$ 
Preis je 20 Stück: 25,80 € 

inkl. MwSt: 29,93 € 

lerpreis CDU-Seemannsrucksack 

blau 

Bestell-Nummer: 9661 
gelb 

Bestell-Nummer: 9662 

Preis je 1 Stück: 7,00 € 

inkl. MwSt.: 8,12 € 

CDU-Regenschirm 

Bestell-Nummer: 965 

Preis je Stück: 7,70 € 
inkl. MwSt: 8,93 € 
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m 
UBG 
Postfach 1190 
53348 Rheinbach 
PVSt, DPAG 
Entgelt bezahlt. 

Leporello „Anpacken statt abwarten! 
50 Ideen für mehr Wachstum" 

• 50 konkrete Ideen für mehr Wachstum und 
Arbeit 

• Deutschland im Vergleich mit unseren euro- 
päischen Nachbarn 

• In den unionsgeführten Bundesländern läuft's 
besser 

Bestell-Nummer:2195 
Preis je 50 Stück: 9,00 € 

inkl. MwSt: 9,63 € 

USB 
Postkarte „Rekordarbeitslosigkeit, 
und Schröder gibt auf" 

Bestell-Nummer:9197 
Preis je 50 Stück: 5,35 € 
inkl. MwSt.: 5,72 € 

BESTELLANSCHRlr"T 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrun1 

Postfach 1162,33759 Versrnold 
Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 
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